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ie CDU-Landtagsfraktion fordert
Grün-Rot zu weit gehenden Kor-
rekturen an ihrem Flüchtlingsauf-

nahmegesetz auf und handelt sich dafür
den Vorwurf ein, eine scheinheilige und
populistischeDiskussion anzuzetteln.

„Die CDU steht für eine humane, aber
auch konsequente Flüchtlingspolitik“, sagt
der Chef der CDU-Abgeordneten, Peter
Hauk. Bevor die Akzeptanz in der Bevölke-
rung, Not leidende Menschen in Deutsch-
land aufzunehmen, ganz verschwindet, wie
in den 90er-Jahren schon einmal, müssten
„verschiedeneFragen diskutiertwerden“.

Die Union schlägt dazu einiges vor, was
sich aber mit den Plänen der Landesregie-

rung nicht verträgt.
Diese will zumBeispiel
von 2016 an jedem
Flüchtling Anspruch
auf sieben Quadratme-
ter Wohnraum zuge-
stehen; derzeit sind es
4,5. Die CDU will das
offener gestalten, denn
Hauk hält es für
schwierig, „in einer
Zeit, wo Wohnraum
knapp ist, die Quadrat-
meterzahl zwanghaft
zuerhöhen“.Der integ-
rationspolitische Spre-
cher der CDU, Bern-
hard Lasotta, schlägt
dieses Maß als Soll-
Vorschrift vor. So wer-

de das Ziel flexibilisiert, aber nicht aus den
Augen verloren.

Auch solle es nicht nur Geldleistungen
für die Flüchtlinge geben, wie Grün-Rot
das plant. Die Union spricht sich dafür aus,
Mischformen aus Geld- und Sachleistun-
gen beizubehalten. „Die Kommunen sollen
dasvorOrt entscheiden“, sagtLasotta.Wei-
ter sollen die Landkreise mehr Geld vom
Land zum Ausgleich ihrer Aufwendungen
bekommen, fordert Hauk: „Ein zweistelli-

ger Millionenbetrag wird nötig sein.“ Zu-
dem solle jährlich geprüft werden, ob die
den Kommunen gewährten Pauschalzah-
lungen auch auskömmlich sind.

Um die Anerkennungsverfahren zu be-
schleunigen,denensich inDeutschlandan-
kommende Flüchtlinge unterziehen müs-
sen, sollten bei den Regierungspräsidien

wieder Bezirksstellen für Asyl eingerichtet
werden, wie in den 90er-Jahren. Dort wa-
ren alle in Flüchtlingsangelegenheiten be-
troffene Behörden gebündelt, inklusive
einer auswärtigen Kammer des Verwal-
tungsgerichts.Ziel soll sein,nachsechsWo-
chen eine rechtskräftige Entscheidung
herbeigeführt zu haben. „Der Innenminis-

terhat diePlänedafür inderSchublade“, so
der innenpolitische Sprecher der CDU-
Fraktion, Thomas Blenke. Sie seien von
Frieder Birzele entwickelt worden, als er in
der Großen Koalition Innenminister war.
Wer keine Aufenthaltsberechtigung habe,
solle konsequent abgeschobenwerden.

Ein weiteres Anliegen ist der CDU die
Frage, wie die Flüchtlinge je nach Aufent-
haltsstatus schnell in reguläre oder ge-
meinnützige Arbeit gebracht werden kön-
nen, damit ihr Leben eine Struktur be-
kommt. „Das müssen wir unideologisch
betrachten“, erläuterte Lasotta.

Auch die Grünen, so Daniel Lede Abal,
wünschten sich kürzere Asylverfahren.
Aber die Unterbesetzung des Bundesamts
für Migration und Flüchtlinge führe dazu,
dass die betroffenenMenschen teilsMona-
te auf ihreAnhörungwartenmüssten.

„Populistisch und wenig zielführend“
findet Rosa Grünstein (SPD) den Vorstoß.
Die Union könne nicht der Landesregie-
rung vorwerfen, die Kommunen finanziell
im Stich zu lassen, wo doch die CDU-ge-
führte Bundesregierung „ihre Bringschuld
beimAsylbewerberleistungsgesetz bis zum
heutigenTage nicht eingelöst hat“. Ähnlich
sieht es die Integrationsministerin Bilkay
Öney (SPD): Es gebe heute genauso viele
Plätze für die Erstaufnahme vonFlüchtlin-
genwie zuZeiten derBezirksstellen.

CDU setzt bei Flüchtlingen eigene Akzente
Asyl Die Union möchte den
Landkreisen höhere Pauschalen
zuweisen. Von Thomas Breining

Das Kloster Weingarten steht leer (es wird renoviert und verbirgt sich hinter einer Fotolein-
wand). Bischof Fürst hat angeboten, dort syrische Flüchtlinge unterzubringen. Foto: Grohe

„Die
Kommunen
sollendas
vorOrt
entscheiden.“
Bernhard Lasotta,
CDU
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Für Bern ist Stuttgart
wichtiger als China

K
athyRiklin istbemüht, dasskein fal-
scher Verdacht aufkommt. Es sei
reiner Zufall, dass zwei Politiker-

Delegationen aus der Schweiz innerhalb
weniger Tage Baden-Württemberg besucht
haben,unterstreichtdieBernerNationalrä-
tin. Es müssten also keine drängenden
Problemegelöstwerden, ganz imGegenteil,
sagte die Politikerin am Rand der Visite in
Stuttgart. Die Beziehungen
zwischen Bern und Stuttgart
seien ausgesprochen ent-
spannt. „Unser Besuch ist die
Fortführung einer bewährten
Zusammenarbeit“, unter-
strich Ständerat JoachimEder
die Aussage seiner Kollegin
und hob die reibungslosewirt-
schaftliche Kooperation her-
vor. Ökonomisch gesehen sei Baden-Würt-
temberg für die Schweiz ebensowichtig wie
die USA – undmindestens doppelt so wich-
tig wie China, sagte Eder. Sehr positiv ist in
der Schweiz auch aufgenommen worden,
dass Ministerpräsident Kretschmann gro-
ßes Interesse amNachbarland zeigt.

Nach so viel Lob und Zufriedenheit
räumte Nationalrätin Kathy Riklin aller-
dings dann doch ein, dass an manchen
Stellen der Schuh etwas drücke. Schondas
Programm der Reise in die Landeshaupt-
stadt ließ erahnen, was es zwischen den
Nachbarn zu bereden gibt. Der erste Ter-
min führte die Schweizer Delegation aus

National- und Ständeräten zu Verkehrs-
minister Winfried Hermann. „Man muss
leider feststellen, dass sich die deutsche
SeitenichtandieVerträgehält“, sagteKat-
hy Riklin mit Blick auf den schleppenden
Bauder Strecke vonKarlsruhenachBasel.
Während die Schweiz ihren Teil mit der
geplanten Eröffnung des Gotthard-Basis-
tunnels in runddrei Jahrenabschließt, ge-

hen die Arbeiten auf der an-
deren Seite der Grenze nur
langsamvoran.

Die Schweiz könne die
Probleme der Deutschen
durchaus verstehen, räumte
Riklin ein, sie hoffe aber, dass
dieses Projekt nicht weiter zu
einerBelastungderBeziehun-
gen führe. Wohl keine Beden-

ken auf Schweizer Seite gibt es, dass das
Milliardenprojekt Stuttgart 21 einen nega-
tiven Einfluss auf den Bau der Strecke ha-
ben könnte. Das entscheidende Problem
im Rheintal sei offensichtlich nicht das
Geld, erklärte der Schweizer Botschafter
Tim Guldimann, sondern das Planfeststel-
lungsverfahren. Und auch der Fluglärm-
streit sorgt für Unstimmigkeit zwischen
den Ländern. Auch hier wies Kathy Riklin
darauf hin, dass Bern seine Hausaufgaben
gemacht habe und nun Deutschland am
Zugsei. InderSchweiz seiderStaatsvertrag
bereits vomStände- undNationalrat ratifi-
ziertworden –manwarte nun auf Berlin.

Austausch Schweizer Parlamentarier loben im Südwesten vor allem
die guten Beziehungen zwischen den beiden Ländern. Von Knut Krohn

DasLobüberwiegt
– dennoch
wünschen sich
die Schweizer bei
Verkehrsprojekten
mehrEngagement.

WIEDER MEHR ASYLBEWERBER

ZufluchtDie Zahl der Asylbewerber wächst
seit einigen Jahrenwieder. Das Integrations-
ministerium des Landes rechnet 2013mit
bis zu 14 000 Flüchtlingen. Vergangenes Jahr
waren es knapp 8000, 2011 waren es rund
5300. Am schwächstenwar der Zustrom 2007
mit 1600 Flüchtlingen. 1992warenmehr
51 600Asylbewerber ins Land gekommen.

KostenUmUnterbringung undVersorgung der
Flüchtlingemüssen sich die Kreise kümmern.
Sie bekommen für die ihnen entstehenden
Kosten vom Land eine Pauschale je Bewerber.
Grün-Rot hat diese zunächst auf 12 270 Euro
erhöht undwill sie bis 2016 stufenweiseweiter
bis 13 700 Euro je Asylbewerber heraufsetzen.
Für kommendes Jahr sind 165Millionen Euro
dafür imHaushalt des Landes vorgesehen. tb

Nordheim

77-Jähriger stirbt
bei Autounfall
Ein 77-Jähriger ist am Montagmittag bei
einem Verkehrsunfall in Nordheim im
Landkreis Heilbronn ums Leben gekom-
men. Der Mann hatte beim Abbiegen mit
seinemAuto einen anderenWagen überse-
hen und war mit ihm zusammengestoßen,
wie die zuständigePolizeidirektionmitteil-
te. Der Rentner starb noch an der Unfall-
stelle, der 23 Jahre alte Fahrer des anderen
Fahrzeugs wurde schwer verletzt. Bei dem
Zusammenstoß entstand ein Sachschaden
von rund 50000Euro. dpa

Mannheim

Rundweg verbindet
Industriedenkmale
Die StadtMannheimmöchte denBlick ver-
stärkt auf interessanteBauten in ihremHa-
fen lenken. Dafür soll bis zum nächsten
Jahr in Kooperation mit dem Verein In-
dustriekultur ein Rundweg ausgeschildert
werden. Er soll die wirtschafts- und sozial-
geschichtliche Entwicklung der Stadt und
34 teils unter Denkmalschutz stehende
Bauten vorstellen, darunter Mühlen, Kon-
tore und Brücken. Langfristig soll das Pro-
jekt Auftakt für weitere ähnliche Wege in
der ganzenRegionwerden. joe

K
önnen Touristen im Schwarzwald
bald Hirsche, Luchse und Wölfe in
natürlicher Umgebung bestaunen?

Der Vorschlag des Hoteliers Meinrad
Schmiederer, ein Wildtierreservat in dem
geplanten Nationalpark Schwarzwald an-
zulegen, trifft auf breite Zustimmung.

Nach einem Bericht der „Stuttgarter
Nachrichten“ sind die Pläne desUnterneh-
mers aus Bad Peterstal-Griesbach (Orte-
naukreis) in der grün-roten Landesregie-
rung positiv aufgenommen worden. So-
wohl der SPD-Fraktionschef Claus
Schmiedel als auch der Naturschutzminis-
ter Alexander Bonde (Grüne) stünden der
Idee wohlwollend gegenüber. Schmiedel
warnte allerdings davor, den Nationalpark
und das Reservat gleichzeitig zu planen.
„Das sollte sich nicht überschneiden, sonst
verwirrenwir dieMenschen“, sagte er.

Auch in derCDUkommtdie Idee gut an.
„Ich glaube, einNationalpark lebt auch von
zusätzlichenAttraktionen rund umdieNa-
tur“, sagte Fraktionschef Peter Hauk. Ge-
hege, in denen Tiere gehalten werden,
könnten die Attraktivität des National-
park-Umlandes deutlich erhöhen.Dies zei-
ge sich auch im Nationalpark Bayerischer
Wald, wo beispielsweise der Wolf in Gehe-
gen zu sehen sei. Laut Hauk geht die Idee
auf einenArbeitskreis zurück, den die Lan-
desregierung zum Nationalpark Schwarz-
wald eingerichtet hatte.

Nach Schmiederers Plänen sollen hei-
mischeWildtiere, aber auch Bären und El-
che in einem mit einem Zaun umgebenen
Areal angesiedelt werden. Die Gesamtkos-
tendesProjekts schätzt erauf8,4Millionen
Euro. Der Naturschutzbund Baden-Würt-
temberg zeigte sich ebenfalls aufgeschlos-
sen gegenüber dem Projekt. „Wir halten
das für einen sehr guten Vorschlag“, sagte
derLandesvorsitzendeAndreBaumann.Er
könne sich vorstellen, dass dasWildtierge-
hege ein Publikumsmagnetwerde. dpa

Schwarzwald In den geplanten
Nationalpark könnten Bären,
Luchse undWölfe einziehen.

Zustimmung für

Wildtierreservat

Das Tor zur Welt liegt praktisch vor Ihrer Haustüre. Denn SWISS verbindet 

Sie einfach und bequem mit 74 Reisezielen in der ganzen Welt. Freuen 
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Man hat nicht nur 
      ein Ziel im Leben.
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